
P . b . b . Erscheinungsort Wien, Verlagspostamt 1030 Wien

1219

BUNDESGESETZBLATT
FÜR DIE REPUBLIK ÖSTERREICH

Jahrgang 1969 Ausgegeben am 18. Juni 1969 52. Stück

184. Verordnung: Ansuchen um Ausstellung von Handlungsreisendenlegitimationen gemäß § 59
der Gewerbeordnung und Ausstattung dieser Legitimationen

185. Verordnung: Abänderung und Ergänzung der Allgemeinen Bergpolizeiverordnung
1 8 6 . Kundmachung: Aufhebung des Erlasses des Bundesministeriums für Unterricht,

betreffend das Verfahren bei Einspruch gegen eine Zeugnisnote, durch den
Verfassungsgerichtshof

187. Kundmachung: Ermittlung der Richtzahl für das Kalenderjahr 1970
1 8 8 . Kundmachung: Beitritt Italiens zum Übereinkommen über die Anerkennung und Vollstreckung

ausländischer Schiedssprüche

1 8 4 . Verordnung des Bundesministeriums
für Handel, Gewerbe und Industrie vom
22. Mai 1969 über die Ansuchen um Aus-
stellung von Handlungsreisendenlegitima-
tionen gemäß § 59 der Gewerbeordnung und

die Ausstattung dieser Legitimationen

Auf Grund des § 59 b Abs. 5 der Gewerbe-
ordnung, in der Fassung des Bundesgesetzes
BGBl. Nr. 416/1968, wird verordnet:

§ 1. Das Ansuchen um die Ausstellung einer
Legitimation für Handlungsreisende (§ 59 b
Abs. 1 GewO.) ist vom Gewerbetreibenden
schriftlich oder mündlich bei der Gewerbebehörde
erster Instanz, in deren Amtsbereich der Standort
seines Gewerbebetriebes gelegen ist, einzubrin-
gen. Dieser Behörde obliegt die Ausstellung der
Legitimation.

§ 2. (1) Ansuchen gemäß § 1 haben den Ge-
werbetreibenden, den Standort und den Gegen-
stand des Gewerbes, für das der betreffende
Handlungsreisende Bestellungen auf Waren auf-
suchen soll, zu bezeichnen und Vor- und Zuname,
Zeit und Ort der Geburt sowie den Wohnort
des Handlungsreisenden anzugeben.

(2) Mit dem Ansuchen sind Nachweise über die
den Handlungsreisenden betreffenden Angaben
(Abs. 1), sowie darüber beizubringen, daß der
Handlungsreisende Angestellter des Gesuch-

stellers ist. Ferner sind der Behörde zwei Licht-
bilder des betreffenden Handlungsreisenden
(Paßbilder in Hochformat), welche die Person des
Handlungsreisenden einwandfrei als jene, für die
die Legitimation ausgestellt werden soll, er-
kennen lassen, vorzulegen.

§ 3. (1) Die Behörde hat die Legitimation ehe-
stens, sofern im Einzelfall keine Erhebungen er-
forderlich sind jedoch längstens binnen 8 Tagen
ab Einlangen des Ansuchens auszustellen.

(2) Für die Legitimation ist festes Karton-
papier in gelber Farbe im Format von 7,4 cm X
10,5 cm (gefalteter Zustand) zu verwenden. Der
Ausfertigung der Legitimation ist das in der An-
lage zu dieser Verordnung enthaltene Muster
zugrunde zu legen. Die Legitimation ist von der
Behörde mit einem der vom Gesuchsteller bei-
gebrachten Lichtbilder des Handlungsreisenden
zu versehen und das Lichtbild in einer seine Aus-
wechslung verhindernden Weise zu überstempeln.
Die Legitimation ist vom Handlungsreisenden zu
unterfertigen.

(3) Die Behörde hat der Legitimation ein Ein-
lageblatt beizuschließen, das die Bestimmungen
der §§ 59, 59 a, 59 e und 59 f der Gewerbeord-
nung enthält.

§ 4. Diese Verordnung tritt am 1. Juli 1969
in Kraft.

Mitterer
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1 8 5 . Verordnung des Bundesministers für
Handel, Gewerbe und Industrie vom
23. Mai 1969, mit der die Allgemeine Berg-
polizeiverordnung abgeändert und ergänzt

wird

Auf Grund des § 85 Abs. 1 des Berggesetzes,
BGBl. Nr. 73/1954, wird verordnet:

Artikel I
Die Allgemeine Bergpolizeiverordnung, BGBl.

Nr. 114/1959, wird wie folgt abgeändert und
ergänzt:

1. § 178 hat zu lauten:

„§ 178. (1) Beim Schießen mit elektrischer
Zündung sind in Gebirgsgegenden hochunemp-
findliche Zünder zu verwenden, falls nach den
örtlichen Gegebenheiten die Gefahr einer Zün-
dung durch Blitzstrom über die Zünderbrücke
besteht.

(2) Wenn unter Tage Blitzströme über
metallische Leiter zum Sprengort gelangen
können, müssen die Leiter so geerdet und
leitend miteinander verbunden sein, daß der
Übertritt des Blitzstromes in den Zündkreis
möglichst verhindert wird.

(3) Bei Gewittergefahr ist das Laden und Be-
setzen von elektrisch zu zündenden Schüssen
über Tage und an oberflächennahen Arbeitsorten
unter Tage sofort einzustellen. Die bereits be-
setzten Schüsse sind möglichst rasch abzutun. Ist
dies nicht mehr zeitgerecht möglich, ist ein
Fluchtort aufzusuchen oder der Sprengbereich zu
verlassen. Dieser ist abgesperrt zu halten, bis, das
Gewitter vorüber ist. In Gebirgsgegenden haben
Bergbaue, sofern die Gefahr einer Zündung durch
Blitzströme besteht (Abs. 1), bei häufigem Auf-
treten von Gewittern einen Gewitterwarndienst
einzurichten."

2. Die Überschrift der §§ 326, 326 a und 326 b
hat zu lauten:

„ Ä r z t l i c h e U n t e r s u c h u n g e n "

3. § 326 Abs. 4 hat zu lauten:

„(4) Von Personen, die in Bergbauen an
Arbeitsstellen mit gesundheitsgefährlicher Staub-
entwicklung, und von Personen unter 21 Jahren,
die unter Tage beschäftigt werden sollen, ist mit
Hilfe eines Röntgenfilmes eine Aufnahme der
Lunge zur Feststellung der Tauglichkeit für die
vorgesehene Beschäftigung herstellen zu lassen."

4. Nach § 326 sind die §§ 326 a und 326 b ein-
zufügen. Sie haben zu lauten:

„§ 326 a. (1) Personen unter 21 Jahren, die
unter Tage beschäftigt werden, sind regelmäßig
in Zeitabständen von nicht mehr als einem Jahr
von einem mit den Arbeitsbedingungen im

Bergbau vertrauten Arzt auf Tauglichkeit für
diese Beschäftigung untersuchen zu lassen. Hält
es der Arzt aus medizinischen Gründen für not-
wendig, muß auch bei diesen Untersuchungen
mit Hilfe eines Röntgenfilmes eine Aufnahme
der Lunge hergestellt werden. Über die Tauglich-
keit muß eine ärztliche Bescheinigung vorliegen.

(2) Der Bergbautreibende hat über die unter
Tage beschäftigten Personen unter 21 Jahren
Aufzeichnungen zu führen, die beim Betrieb zu
verwahren sind und neben dem Geburtsdatum
Angaben über die Art der Beschäftigung, die
Tauglichkeit hiezu und den Zeitpunkt der erst-
maligen Beschäftigung unter Tage enthalten.

§ 326 b. Ärztliche Zeugnisse und Bescheinigun-
gen müssen vom Bergbautreibenden fünf Jahre
aufbewahrt werden."

Artikel II

Artikel 1 Z. 1 dieser Verordnung tritt drei
Monate, Artikel I Z. 2, 3 und 4 einen Monat
nach Kundmachung in Kraft.

Mitterer

186. Kundmachung des Bundesministers
für Unterricht vom 29. Mai 1969, betreffend
die Aufhebung des Erlasses des Bundesmini-
steriums für Unterricht vom 5. Oktober
1951, Zl. 47.645-IV/16/51, durch den Ver-

fassungsgerichtshof

Gemäß Art. 139 Abs. 2 des Bundes-Verfas-
sungsgesetzes in der Fassung von 1929 wird
kundgemacht:

Der Verfassungsgerichtshof hat mit Erkennt-
nis vom 14. März 1969, V 81/68, den Erlaß des
Bundesministeriums für Unterricht vom 5. Ok-
tober 1951, Zl. 47.545-IV/16/51, betreffend das
Verfahren bei Einspruch gegen eine Zeugnisnote,
als gesetzwidrig aufgehoben.

Piffl

187. Kundmachung des Bundesministers
für soziale Verwaltung vom 30. Mai 1969
über die Ermittlung der Richtzahl für das

Kalenderjahr 1970

Gemäß § 108 a Abs. 1 des Allgemeinen Sozial-
versicherungsgesetzes, BGBl. Nr. 189/1955, in
der Fassung des Pensionsanpassungsgesetzes,
BGBl. Nr. 96/1965, wird kundgemacht:

Die auf Grund des § 108 a des Allgemeinen
Sozialversicherungsgesetzes ermittelte Richtzahl
für das Kalenderjahr 1970 beträgt 1,054.

Rehor
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1 8 8 . Kundmachung des Bundeskanzlers
vom 31. Mai 1969 betreffend den Beitritt
Italiens zum Übereinkommen vom .10. Juni
1958 über die Anerkennung und Voll-

streckung ausländischer Schiedssprüche
Nach Mitteilung des Generalsekretariates der

Vereinten Nationen ist Italien mit Wirksamkeit

vom 1. Mai 1969 Vertragsstaat des Übereinkom-
mens über die Anerkennung und Vollstreckung
ausländischer Schiedssprüche (BGBl. Nr. 200/
1961, letzte Kundmachung über den Geltungs-
bereich BGBl. Nr. 463/1968) geworden.

Klaus


